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Martin Schmidt 

E-Mail: wirtschaftsausschuss@landtag-mv.de 

Haus der Kommunalen Selbstverwaltung 
Bertha-von-Suttner -Straße 5 
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Hans-Kurt van de Laar 
Telefon: (03 85) 30 31-330 
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Hans-Kurt. van.de. Laar@landkreistag-m v. de 
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Schwerin, den 14. Februar 2024 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Landesplanungsgesetzes (Drucksache 8/3387) 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender Schmidt, 

wir bedanken uns für die Einladung zur öffentlichen Anhörung am 22. Februar 2024 und die 
Gelegenheit zur Stellungnahme. 

Der Landkreistag Mecklenburg- Vorpommern wird in der Anhörung durch den zuständigen 
Referenten, Herrn Hans-Kurt van de Laar, und die Vorsitzende der AG Bauleitplanung des 
Landkreistages, Frau Annette Böck-Friese (Landkreis Mecklenburgische Seenplatte), vertreten 
sein. (Da eine Online-Teilnahme beabsichtigt ist, bitten wir um Zusendung der Zugangsdaten 
an Hans-Kurt. van.de.Laar@landkreistag-mv.de und Annette.Boeck-Friese@lk-seenplatte.de.) 

Der Landkreistag Mecklenburg-Vorpommern wurde im vergangenen Jahr bereits vom 
Ministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit im Hinblick auf die Änderung 
des Landesplanungsgesetzes beteiligt. Mit Rundschreiben Nr. 794/2023 und noch einmal mit 
Rundschreiben Nr. 78/2024 haben wir den Landkreisen Gelegenheit zu Stellungnahmen 
gegeben. Hierbei wurde deutlich, dass die Gewährleistung einer räumlichen Steuerung des 
Ausbaus der Erneuerbaren Energien von entscheidender Bedeutung ist. 

Am 13. November 2023 hat sich der Ausschuss für Wirtschaft, Umwelt und Entwicklung des 
ländlichen Raumes des Landkreistages mit dem Gesetzentwurf befasst und hierzu einstimmig 
den folgenden Beschluss gefasst: 

„ Der Ausschuss bewertet den Gesetzentwurf zur Novellierung des Landesplanungsgesetzes im 
Grundsatz positiv. Er begrüßt insbesondere, dass vorgesehen ist, die Zuständigkeit für die 
Ausweisung zusätzlicher Eignungs.flächen für Windenergie bei den regionalen 
Planungsverbänden anzusiedeln. " 

Der Ausschuss hat das Wirtschaftsministerium außerdem gebeten, die Umsetzung des im 
Grundsatz ebenfalls unterstützenswerten Deregulierungsansatzes im Gesetzentwurf noch 
einmal zu überprüfen. Letzteres ist offenbar erfolgt, da einige in diesem Zusammenhang 
unterbreitete Vorschläge - insbesondere des Landkreises Ludwigslust-Parchim - aufgegriffen 
worden sind. 



Wie unseren bisherigen Ausführungen schon zu entnehmen ist, bewertet der Landkreistag 
Mecklenburg-Vorpommern den vorliegenden Gesetzentwurf, der der Umsetzung von 
Bundesrecht (insbesondere des Windenergieflächenbedarfsgesetzes) dient, grundsätzlich 
positiv. Zu den vom Ausschuss für Wirtschaft, Infrastruktur, Energie, Tourismus und Arbeit 
vorgelegten Fragen liegen von unseren Mitgliedern keine Antworten vor, so dass wir hierauf an 
dieser Stelle nicht ausdrücklich eingehen können. Gern sind wir jedoch bereit, in der 
öffentlichen Anhörung hierzu Stellung zu nehmen, soweit wir aussagefähig sind. 

Wir möchten die Gelegenheit nutzen, auf die im Fragenkatalog angesprochene Thematik der 
Netzentgelte einzugehen. Hierzu fügen wir ein Positionspapier des Deutschen Landkreistages 
„Faire Netzentgelte für ländliche Räume" als Anlage bei, welches am 09./10. Januar 2024 vom 
Präsidium des DL T beschlossen worden ist. Wie der Deutsche Landkreistag darin zutreffend 
hervorhebt, bestimmt die Höhe der Netzentgelte maßgeblich die Höhe der von den 
Endverbrauchern, also den Haushalten, Gewerbekunden und Unternehmen, zu entrichtenden 

. Strompreise. 

Während die Entgelte für die Übertragungsnetze seit dem Jahr 2023 bundesweit einheitlich 
sind, unterscheiden sich die von den Verteilernetzbetreibern auf den nachgelagerten 
Netzebenen enthobenen Entgelte zum Teil sehr deutlich. Die Folgen davon sind regional stark 
unterschiedliche Energiepreise, was Auswirkungen auf die Akzeptanz neuer Anlagen und 
Eignungsgebiete haben kann. Insbesondere in den ländlichen Räumen sind die Energiepreise 
regelmäßig spürbar höher als in den städtischen Ballungsgebieten. 

Grundsätzlich zu begrüßen ist vor diesem Hintergrund die seitens der Bundesnetzagentur 
geplante Reform der Netzentgeltregulierung, die zu einer stärkeren Angleichung der 
Netzentgelte führen soll. Gleichwohl werden zur Senkung der Netzentgelte insgesamt 
voraussichtlich weitere Schritte erforderlich sein. 

Zu den weiteren Einzelheiten verweisen wir auf die beigefügte Anlage. 

Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 
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